
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 20.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Grosse Parteien, Bevölkerungsentwicklung
Akteure Bürgerlich-Demokratische Partei (BDP)
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Bühlmann, Marc
Hohl, Sabine
Porcellana, Diane

Bevorzugte Zitierweise

Bühlmann, Marc; Hohl, Sabine; Porcellana, Diane 2024. Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik: Grosse Parteien, Bevölkerungsentwicklung, Bürgerlich-
Demokratische Partei (BDP), 2008 - 2017. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
20.04.2024.

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Sozialpolitik
1Bevölkerung und Arbeit

1Arbeitsmarkt

1Parteien, Verbände und Interessengruppen
1Parteien

1Parteiensystem

1Grosse Parteien

01.01.90 - 01.01.20 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

01.01.90 - 01.01.20 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Le groupe PBD a déposé une initiative parlementaire pour l'instauration d'un système
de prévoyance-temps. Les personnes étant de plus en plus en bonne santé et restant
actives à un âge avancé, il demande la mise en place d'un système fournissant les
services pour répondre aux besoins de ces dernières. En intégrant les différentes
générations, l'idée est que le prestataire d'un service puisse recevoir un crédit-temps
qu'il pourra échanger ensuite contre des prestations d'aide pour soi-même. Avec ce
système, les jeunes et les retraités pourraient prêter assistance aux personnes âgées.
Les bénéficiaires pourraient ainsi pourvoir le plus longtemps possible à leurs besoins
de logement et de mobilité individuels et maintenir des contacts sociaux. 
La Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil national (CSSS-
CN) ne souhaite pas donner suite à cette initiative parlementaire par 15 voix contre 3 et
6 abstentions. Elle est d'avis qu'il n'est pas nécessaire pour le moment de prendre des
mesures visant à traduire ce modèle dans la Constitution ou dans une loi. Le Conseil
national devra se pencher sur cet objet. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.05.2017
DIANE PORCELLANA

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Welche Partei steht ihrer Basis am nächsten? Dieser Frage ging eine Studie nach, die
sich auf die VOX-Abstimmungsnachanalysen stützte und einen Vergleich des
Abstimmungsentscheids der Stammwählerinnen- und Stammwählerschaft mit der
Parteiparole anstellte. Dabei zeigte sich, dass die Basis der Grünen lediglich bei 6
Prozent aller  eidgenössischen Abstimmungen zwischen 2004 und 2014 mehrheitlich
von der Parole ihrer präferierten Partei abwichen, die BDP-Basis hingegen bei 16
Prozent. Zwischen diesen beiden Extremen fanden sich die SP (7%), die FDP und die
GLP (je 13%), die SVP (14%) und die CVP (15%). 
Die Verortung der Abstimmungen in einen politischen Raum, der die Dimensionen
«links-rechts» und «konservativ-progressiv» umfasste, zeigte zudem, dass sich die
Basis aller Parteien jeweils weniger extrem positioniert als die Partei selber. Mit
anderen Worten finden sich die Sympathisantinnen und Sympathisanten von SP und GP
im politischen Raum weniger weit links und weniger progressiv als ihre Partei, während
die Anhängerinnen und Anhänger von GLP, BDP, CVP und FDP relativ zur Parteiposition
jeweils etwas stärker links und konservativer verortet werden als ihre präferierte Partei.
Weniger stark rechts als ihre Partei scheinen sich auch die Stammwählerinnen und
Stammwähler der SVP einzuschätzen. Auf der Achse «konservativ-progressiv» verorten
sich die Anhängerinnen und Anhänger der SVP allerdings gar noch konservativer als die
Position ihrer Partei dies vermuten liesse. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.04.2015
MARC BÜHLMANN

Grosse Parteien

Die Delegierten der ehemaligen Graubündner SVP lehnten es am 16. Juni an einem
ausserordentlichen Parteitag ab, gegen ihren Ausschluss bei der SVP-
Delegiertenversammlung Rekurs einzureichen. In Graubünden war ein Parteiwechsel en
bloc der ehemaligen Bündner SVP in eine Nachfolgepartei möglich, die SVP Graubünden
musste nach ihrem Ausschluss nur eine Namensänderung vornehmen, die auch für die
Bezirks-, Kreis- und Ortsparteien und für die Einzelmitglieder wirksam wurde. Die
ausgeschlossene Bündner SVP wollte sich zunächst „Bürgerliche Partei Schweiz“ (BPS)
nennen, nach einer Namensstreitigkeit mit einer Kleinpartei änderte man den Namen in
„Bürgerlich-demokratische Partei“ (BDP). Noch im Juni wurde im Kanton Graubünden
auch eine neue, linientreue Sektion der SVP gegründet. Im Kanton Bern zog die Gruppe
Bubenberg Mitte Juni ihre Resolution für einen Austritt der Berner SVP aus der SVP
Schweiz zurück und gründete am 21. Juni die „Bürgerlich-demokratische Partei“. Die
Abspaltung schlug in der Berner SVP hohe Wellen. Die Delegierten der Berner SVP

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.06.2008
SABINE HOHL

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



forderten die Dissidenten, darunter 16 der insgesamt 47 Grossräte, auf, ihre politischen
Ämter abzugeben. 3

Nach dem Verstreichen des Ultimatums an Widmer-Schlumpf und ihre Kantonalsektion
beschloss der SVP-Zentralvorstand am 18. Mai mit 84 zu 13 Stimmen, das
Ausschlussverfahren gegen die Bündner SVP einzuleiten. Am 1. Juni fiel der materielle
Entscheid für den Ausschluss, bei dem die Vertreter der Bündner SVP in den Ausstand
treten mussten, mit 81 zu 5 Stimmen. Die notwendige Zweidrittelmehrheit wurde damit
problemlos erreicht. Die ausgeschlossene SVP Graubünden kündigte die Gründung
einer neuen Partei für den 16. Juni an. Zur neuen Partei gehören würden die beiden
bisherigen SVP-Regierungsräte Barbara Janom und Hansjörg Trachsler, sowie die
Nationalräte Gadient und Hassler, ebenso die meisten SVP-Grossräte im Bündner
Parlament. Auch im Kanton Bern trat eine Gruppe von 35 Dissidenten um den
Nationalrat Hans Grunder am 2. Juni an die Öffentlichkeit. Dazu gehörten auch SVP-
Regierungsrat Urs Gasche und Ständerat Werner Luginbühl. Bereits seit April hatte es
Berichte über die so genannte „Gruppe Bubenberg“ gegeben. Diese Gruppe verfolgte
nun die Alternativen Austritt der ganzen Berner SVP aus der SVP Schweiz und Gründung
einer neuen Partei. Eine Resolution mit der Austrittsforderung wurde an den Vorstand
der Berner SVP gerichtet. Ein Austritt der ganzen Berner SVP hätte allerdings eine
Zweidrittelmehrheit an der Delegiertenversammlung erfordert. Hans Grunder und
Ursula Haller kündigten an, eine neue Partei zu gründen, falls dies nicht erreicht werde.
Bundesrat Samuel Schmid sprach sich für einen Austritt der Berner SVP aus der
nationalen Partei aus und machte bekannt, dass er einer allfälligen neuen Partei
beitreten würde. Der ehemalige Vizepräsident der SVP Glarus, Martin Landolt, kündigte
die Gründung einer neuen Partei im Kanton Glarus an. Die nationale SVP-Spitze
reagierte gelassen auf die Abspaltungsgefahr. Es handle sich nur um eine
Flurbereinigung. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.06.2009
SABINE HOHL

Die Zusammenarbeit zwischen CVP und BDP war auch im Berichtjahr
Diskussionsgegenstand. Von einer Fusion war zwar 2013 explizit nicht mehr die Rede,
anhand institutionalisierter Treffen der Bundeshausfraktionen und gemeinsam
geführter Abstimmungskampagnen sollte aber eine schrittweise Annäherung
vorgenommen werden. So wurden in der Presse etwa der gemeinsame Auftritt in der
Abstimmungskampagne für den Preisaufschlag der Autobahnvignette oder ein
gemeinsam verfasstes Diskussionspapier zu Migration und Personenfreizügigkeit als
Zeichen einer weiteren Annäherung der beiden Parteien gewertet. Die Zusammenarbeit
sollte aber nicht nur inhaltlich, sondern auch praktisch intensiviert werden. BDP-
Präsident Landolt (GL) kündigte an, dass eine gemeinsame Wahlkampagne, die
komplementär zu den je eigenständigen Kampagnen geführt werden solle, sowie
möglichst flächendeckende Listenverbindungen geplant seien. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.10.2013
MARC BÜHLMANN

Die geplante schrittweise Annäherung zwischen CVP und BDP war auch 2014 im
medialen Fokus, kam aber nicht voran. Nachdem man sich bereits 2013 gegen eine
Fusion ausgesprochen hatte, wurden im Februar 2014 auch Pläne für eine gemeinsame
Fraktion begraben. Während sich Neo-Fraktionspräsident Filippo Lombardi (cvp, TI) in
einem Interview für eine gemeinsame Fraktion aussprach, relativierte BDP-
Parteipräsident Martin Landolt (bdp, GL) diese Idee. In der Presse wurde gemutmasst,
dass eine interne Arbeitsgruppe aus BDP- und CVP- Vertretern (Christophe Darbellay,
Gerhard Pfister und Pirmin Bischof bei der CVP sowie Martin Landolt, Lorenz Hess und
Rosmarie Quadranti bei der BDP) Pläne für eine Union nach dem Vorbild der CDU-CSU
in Deutschland schmiede. Ziel sei vor allem die Verteidigung der jeweiligen
Bundesratssitze. Gemeinsam kämen die beiden Parteien auf 17,7% Wählerstärke, was
mindestens eine mathematische Legitimierung von zwei Sitzen in der Regierung
bedeuten würde. Die medialen Spekulationen wurden von den Parteienvertretern wenn
überhaupt nur sehr zurückhaltend interpretiert. Geplant sei eine Kooperation, nicht
mehr aber auch nicht weniger. Angestrebt würden vor allem flächendeckende
Listenverbindungen für die eidgenössischen Wahlen 2015. Die Basis der BDP, die
bereits einer mittlerweile nicht mehr spruchreifen Fusion sehr skeptisch gegenüber
stand, befürchtete auch in einer Union einen Identitätsverlust der noch jungen Partei.
Ende August informierte die Arbeitsgruppe die Öffentlichkeit, dass die Fraktionen von
CVP und BDP künftig unter dem Namen BDP-CVP-Union die Bundespolitik gemeinsam
gestalten wollten. Beschlossen sei aber noch nichts, weil zuerst die Kantonalsektionen
vertieft informiert werden müssten. Anfang Oktober wehte dem Plan dann aus eben

ANDERES
DATUM: 31.10.2014
MARC BÜHLMANN
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diesen Kantonen ein steifer Wind entgegen. Insbesondere die BDP Graubünden,
Heimatkanton der BDP-Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf, lehnte jede strukturelle
Verschmelzung kategorisch ab. Die Wählerschaft würde ein Zusammengehen mit der
katholischen CVP nicht goutieren. In anderen Kantonen war man ebenfalls vonseiten
der BDP nicht grundsätzlich gegen eine Zusammenarbeit, wollte aber nicht auf
Eigenständigkeit verzichten. Definitiv war die Absage dann Ende Oktober. Die Gründe
für das Nein – die in den letzten Jahren vorgenommene, beschwerliche Aufbauarbeit
einer neuen Partei, die mit einer Union obsolet würde, sowie die in einzelnen Kantonen
schwierige Zusammenarbeit – waren zwar nachvollziehbar. In der Presse, und hinter
vorgehaltener Hand auch in der CVP, wurde aber von einem Fehlentscheid der BDP
gesprochen. Die Unterstützung für Bundesrätin Widmer-Schlumpf werde durch den
BDP-Entscheid nicht grösser, liess sich Gerhard Pfister (cvp, ZG) zitieren. Die CVP
werde ihre Zusammenarbeit vermehrt wieder auf andere Parteien ausrichten. Es sei
eine historische Chance verpasst worden. Die BDP war demgegenüber bemüht, den Ball
flach zu halten. Die Kantonalsektionen hätten sich nicht nur zu einer Absage der Union,
sondern auch zu einer Stärkung der lösungsorientierten Mitte bekannt. Daran wolle man
weiterhin zusammen mit der CVP arbeiten. 6

1) Communiqué de presse CSSS-CN
2) SoZ, 19.4.15
3) Gründung BDP GR: BaZ, 5.6. und 17.6.08. Gründung BDP BE: Presse vom 23.6.08. Reaktionen auf BDP-Gründung in Bern:
TA, 24.6. und 25.6.08; SGT, 25.6.08. Namensstreit: NZZ, 18.6. und 3.7.08. Neue linientreue SVP GR: NZZ; 13.6. und 20.6.08.
4) Einleitung des Ausschlussverfahrens: Presse vom 19.5.08. Ausschlussentscheid: Presse vom 2.6.08. BE und GR: Presse
vom 3.6.08. GL: NZZ, 6.6.08. Resolution der Dissidenten in Bern: NZZ, 11.6. und 12.6.08.
5) NZZ, 15.6., 13.7. und 11.9.13; LT, 14.9.13; SO, 29.9.13; WW, 24.10.13.
6) NZZ, 25.2.14; TA, 26.2.14; SoZ, 23.3.14; NZZ, 9.4., 9.8.14; BaZ, 2.9.14; NZZ, 4.10.14; BaZ, NZZ, TA, 1.11.14; LT, 5.12.14; BaZ,
8.12.14
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